
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
liebe Leserinnen und Leser,

das 61. Heft unserer Zeitschrift Archivpfl ege in Westfalen-Lippe erscheint mit einer mehrwöchigen Verspätung. 
Der Grund dafür ist u. a. darin zu sehen, dass mehrere durch Personalveränderungen vakant gewordene Stel-
len im Westfälischen Archivamt aus fi nanziellen Gründen noch nicht wieder neu besetzt werden konnten und 
dadurch die zeitliche Belastung für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter deutlich gestiegen ist. Dennoch versu-
chen wir, unseren Aufgaben weiterhin ohne Qualitätseinbuße nachzukommen. Eine zeitliche Verzögerung ist da-
bei noch am ehesten zu verkraften, zumal aktuelle Meldungen auch im Archivbereich zunehmend elektronisch 
verbreitet werden. Auch wenn unsere neugestaltete Website derzeit noch nicht in allen Rubriken mit den not-
wendigen Informationen gefüllt ist, lohnt es sich u. U., einmal einen Blick darauf zu werfen (www.westfaelisches-
archivamt.de oder www.archivamt-westfalen.de).

Der Schwerpunkt dieses Heftes liegt auf den Referaten, die auf dem 56. Westfälischen Archivtag am 16. und 
17. März dieses Jahres in Brakel vorgetragen wurden. Die Beiträge von Prof. Dr. Oebbecke und Dr. Dix dürften 
in der aktuellen Diskussion um Akteneinsichtsrecht und Archivzugang auch über Westfalen hinaus auf Beach-
tung stoßen. Erstmalig wurde in Brakel auf einem Westfälischen Archivtag der Versuch unternommen, bestimm-
te Themen in kleinen Arbeitsgruppen intensiver zu diskutieren. Auch die Ergebnisse dieser Gespräche fi nden im 
vorliegenden Heft ihren Niederschlag. Das sich weiter entwickelnde e-government wird für die Archivarbeit er-
hebliche Konsequenzen haben, die heute noch nicht voll absehbar sind. Auch diesem Thema widmen sich zwei 
Beiträge.

Privatisierung öffentlicher Einrichtungen ist ebenfalls in vielen Kommunen von ungebrochener Aktualität. Oft 
wird auch erwogen, das Kommunalarchiv in eine private Rechtsform zu überführen. Frau Jutta Katernberg, Mit-
arbeiterin bei der Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit in Nordrhein-Westfalen, kommt 
in einer bemerkenswerten Untersuchung zu dem Ergebnis, dass auf Grund der hoheitlichen Funktionen, die die 
Archive im Umgang mit schutzwürdigen Informationen wahrzunehmen haben, eine Privatisierung kommunaler 
Archive nicht zulässig ist.

Den meisten Lesern wird inzwischen die vom Westfälischen Archivamt herausgegebene »Praktische Archiv-
kunde« ein Begriff sein (siehe Buchanzeige im Aprilheft). Die Nachfrage nach diesem Buch, der ersten Gesamtdar-
stellung der archivischen Arbeit in der Geschichte der Bundesrepublik, ist ungebrochen, so dass der Verlag das 
Werk im Laufe des Sommers mehrfach nachdrucken musste. Dass sich das Buch für den beabsichtigten Zweck, 
nämlich die Ausbildung der Fachangestellten für Medien- und Informationsdienste – Fachrichtung Archiv –, gut 
eignet, zeigt ein Erfahrungsbericht aus dem Berufsschulunterricht von Frau Barbara Müller-Heiden.

Münster, im November 2004 

Prof. Dr. Norbert Reimann
Leiter des Westfälischen Archivamtes

VORWEG BEMERKT
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Bericht vom 56. Westfälischen Archivtag in Brakel1

von Eckhard Möller unter Mitarbeit von Stephan Grimm

Vom 16. bis zum 17. März 2004 fand in Brakel (Kreis 
Höxter) der 56. Westfälische Archivtag statt, der un-
ter dem Generalthema ›Verwahren, Erhalten, Nutzbar-
machen‹ stand. Nach der Begrüßung der Teilnehme-
rInnen durch den Leiter des veranstaltenden Westfäli-
schen Archivamtes, Prof. Dr. Norbert Reimann, folgten 
Grußworte des Bürgermeisters der Stadt Brakel, des 
Landrates des Kreises Höxter, seitens der Vereinig-
ten westfälischen Adelsarchive und des Landesar-
chivs Nordrhein-Westfalen. Dessen Präsident, Prof. 
Dr. Wilfried Reininghaus, nutzte die Gelegenheit des 
Grußwortes, um die Struktur und die Aufgaben der 
zum Jahresbeginn 2004 neugegründeten Einrichtung, 
zu der die bisherigen Staatsarchive als Abteilungen 
zählen, darzustellen.

Im vormittäglichen Eröffnungsvortrag, traditio-
nell einem regionalgeschichtlichen Thema gewid-
met, spürte PD Dr. Barbara Stambolis (Universität Pa-
derborn) unter dem Thema ›Des Krummstabs langer 
Schatten. Das Hochstift Paderborn als Geschichts- 
und Gedächtnislandschaft‹ der Frage nach, ob und 
wie weit der bis heute unter anderem im Marketing 
und in der Tourismuswerbung gebräuchliche Begriff 
›Hochstift‹ für das Paderborner Land tatsächlich der 
Identität der Bevölkerung entspreche. Dabei hob sie 
hervor, dass mit der Betonung der hochstiftischen Tra-
dition im 19. Jahrhundert seitens der katholischen Kir-
che ein alternatives Identifi kationsangebot gegenüber 
Staat und Nation konstruiert worden sei, das auch 
im 20. Jahrhundert gerade in gesellschaftlichen Um-
bruchphasen als Kompensation für Unsicherheiten 
gedient habe. Kritisch fragte sie an, ob sich in der Be-
völkerung tatsächlich eine hochstiftische Identität her-
ausgebildet habe oder ob die Identitäten nicht wesent-
lich kleinräumiger geprägt seien.

Die von Prof. Dr. Norbert Reimann moderierte 1. Ar-
beitssitzung am Nachmittag stand unter dem Thema 
›15 Jahre Archivgesetz NRW – Bilanz und Perspekti-
ven‹. Einleitend verwies er auf die Geschichte der Be-
mühungen um eine rechtliche Regelungen des Archiv-
wesens durch die preußische Archivverwaltung seit 
den Anfängen des 20. Jahrhunderts und unterstrich, 
dass das 1989 verabschiedete Archivgesetz des Lan-
des NRW im Gegensatz zu den früheren Entwürfen 
kein staatliches Aufsichtsrecht gegenüber kommuna-
len und privaten Archiven enthalte, sondern den Kom-
munen, bei Festlegung einer grundsätzlichen Archi-
vierungspfl icht für die Ausgestaltung der Aufgaben-
erfüllung freie Hand lasse. Außerdem betonte er den 
Zusammenhang zwischen den Diskussionen um Da-
tenschutz und um informationelle Selbstbestimmung 
und der Verabschiedung der Archivgesetze des Bun-
des und der Länder in den 1980er Jahren, die den 
dauerhaften Zugang, insbesondere zu den Personen 
bezogenen Daten, hätten sichern sollen.

Diesen Gedanken griff Prof. Dr. Janbernd Oebbe-
cke (Universität Münster, Kommunalwissenschaftli-
ches Institut) in seinem Vortrag über die ›Archivbenut-
zung in einem rechtlich veränderten Umfeld‹ auf und 

unterstrich, dass es das ausdrückliche Ziel des Archiv-
gesetzes des Landes NRW (ArchG) von 1989 sei, den 
Zugang zu den Archiven sicherzustellen. Dieser sei 
zwar an rechtliche Beschränkungen gebunden, und 
es werde nach Benutzergruppen – abgebende Behör-
de, Betroffene, Dritte – unterschieden, im Grundsatz 
aber sei der Zugang zu den (kommunalen) Archiven 
aus grundrechtlichen und kommunalrechtlichen Er-
wägungen, insbesondere dem allgemeinen Zugang zu 
kommunalen Einrichtungen, nur aus sachlich gebote-
nen Erwägungen einschränkbar. Das Ziel der Zugäng-
lichmachung von Verwaltungsschriftgut verbinde das 
ArchG mit dem jüngeren Informationsfreiheitsgesetz 
des Landes NRW (IFG) von 2002, das auf ein grund-
sätzliches Recht auf Akteneinsicht mit dem Ziel der 
demokratischen Kontrolle der Verwaltungen abziele. 
In der Benennung der Ablehnungsgründe sei es prä-
ziser als das ArchG, auch werde der Datenschutz ge-
genüber dem Informationsanspruch geringer gewich-
tet als in früheren Gesetzen. Abschließend ging der 
Referent auf die Widersprüche zwischen ArchG und 
IFG ein, die zu der kuriosen Situation führen könnten, 
dass Akten zwar während ihres Lebenszyklus in der 
Verwaltung Dritten zugänglich seien, nach Abgabe an 
das Archiv aber während der Sperrfristen durch Drit-
te nicht genutzt werden könnten. Oebbecke plädierte 
unter Verweis auf die Bestimmung des ArchG, das die 
Zugänglichkeit durch andere Rechtsvorschriften nicht 
einschränke, dafür, den BenutzerInnen der Archive ein 
Akteneinsichtsrecht entsprechend den weiter gefass-
ten Regelungen des IFG zu gewähren.

In diese Richtung argumentierte auch Dr. Alexan-
der Dix (Landesbeauftragter für Datenschutz und für 
das Recht auf Akteneinsicht in Brandenburg), der her-
vorhob, dass dem Amtsgeheimnis in der öffentlichen 
Diskussion eine immer geringere Rolle beigemes-
sen werde. Es sei gerade das Ziel der Informations-
freiheitsgesetze, eine stärkere Kontrolle des Verwal-
tungshandelns durch die BürgerInnen zu erreichen. 
Die Widersprüche zwischen Archivgesetzen und In-
formationsfreiheitsgesetzen verwiesen auf ein zwei-
faches Transparenzgefälle: Zunächst seien die Infor-
mationsfreiheitsgesetze deutlich zugangsfreundlicher, 
nach Ablauf der Sperrfristen wiesen jedoch die Archiv-
gesetze die weitergehenden Zugangsrechte auf. Diese 
Unterschiede sollten seiner Meinung nach durch ein 
Informationsgesetzbuch gelöst werden, das die ver-
schiedenen gesetzlichen Regelungen zusammenfas-
se. Dabei müsste das Archivgesetz allerdings als ei-
genständige Materie erhalten bleiben, weil es nicht nur 
den Informationszugang, sondern auch die wissen-
schaftliche Auswertung des archivwürdigen Schrift-
gutes regele. Abschließend rief er zu einem Bündnis 
von ArchivarInnen und Informationsfreiheitsbeauftrag-

1 Die im nachfolgenden Bericht genannten Vorträge sind mit Ausnahme 
der beiden letzten Referate (Harke-Schmidt/Zech und Kratz) in die-
sem Heft abgedruckt.
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ten auf, die gemeinsam für die allgemeine Zugänglich-
keit auch der Metadaten, die dauerhafte Dokumenta-
tion aller wichtigen Verwaltungsprozesse, kurz gegen 
eine spurlose Verwaltung eintreten sollten.

In der anschließenden Diskussion wurde unter an-
derem danach gefragt, ob die Einsichtnahme in eine 
Verwaltungsakte nach dem IFG Auswirkungen auf de-
ren Archivwürdigkeit habe und ob Archive die Zugäng-
lichkeit von Akten vor ihrer Erschließung sicherstel-
len müssten, wenn die Sperrfristen entfi elen. Ebenso 
wurde die Frage diskutiert, ob von den Archiven eine 
Angabe über den Benutzungszweck verlangt werden 
könnte, wobei sich sowohl Prof. Dr. Reimann als auch 
Prof. Dr. Oebbecke für eine Freiwilligkeit dieser Anga-
be aussprachen.

Im abschließenden Referat der 1. Arbeitssitzung 
berichtete Manfred Müller (Bürgermeister der Stadt 
Lichtenau, Kreis Paderborn) aus der Sicht einer klei-
nen Kommunalverwaltung – Lichtenau hat ca. 11.000 
Einwohner – über die Bedeutung und Funktion des Ar-
chivs. Vor allem zwei Aufgaben hob Müller hervor: die 
Ordnung und Bewertung der vorhandenen kommuna-
len Überlieferung sowie die Dokumentation der Orts-
geschichte. Zu diesem Zweck hat die Stadt Lichtenau 
eine Verwaltungsangestellte mit 50% ihrer Arbeitszeit 
mit der Wahrnehmung der Aufgaben einer Archiva-
rin beauftragt, worin sie vom Kreisarchiv Paderborn 
und vom Westfälischen Archivamt fachlich unterstützt 
wird. Ausdrücklich hob der Referent hervor, dass es 
darum gehe, das vorhandene Interesse an Heimatge-
schichte zu nutzen, um die Akzeptanz des Archivs in 
der Öffentlichkeit zu stärken und dass Vereine aufge-
fordert werden sollten, ihr Schriftgut dem Archiv als 
Depositum anzubieten. Den Blick der Archive in die 
Geschichte will der Bürgermeister ausdrücklich nicht 
als Selbstzweck verstanden wissen. Vielmehr könn-
ten die Archive aus der Beschäftigung mit der Vergan-
genheit Impulse auch für aktuelle Fragen geben und 
einen Beitrag zur Zukunftsgestaltung des ländlichen 
Raums leisten.

Im weiteren Verlauf des Nachmittags trafen sich die 
TeilnehmerInnen des Westfälischen Archivtags in vier 
Arbeitsgruppen, die sich mit der ›verwaltungsinternen 
Öffentlichkeitsarbeit als archivischem Arbeitsfeld‹, der 
›Kooperation mit Schulen‹, den Beziehungen zwischen 
›Stadtmarketing und Archiven‹ sowie der Sammlungs-
tätigkeit beschäftigten.2

In der Arbeitsgruppe ›Archive und Schulen‹ be-
richtete zunächst Dieter Klose (Staatsarchiv Detmold) 
über seine Tätigkeit als Archivpädagoge im Span-
nungsverhältnis zwischen den Erwartungen der Ar-
chivarInnen, der LehrerInnen und der SchülerInnen. 
Insbesondere hob er hervor, dass SchülerInnen wie 
LehrerInnen wichtige Multiplikatoren seien, deren Be-
treuung durch die Archive keineswegs vernachlässigt 
werden dürfte, auch wenn die Fragestellungen häu-
fi g von einem unbefangenen Herangehen an die ar-
chivische Überlieferung zeugten. Ausdrücklich beton-
te Klose, dass die Archive ein wichtiger außerschuli-
scher Lernort für den Geschichtsunterricht seien, an 
dem entdeckendes Lernen in besonderer Weise reali-
siert werden könne. Gerade der Umgang mit Origina-
len ermögliche, über die Aneignung von Inhalten hi-
naus, auch den von den Lehrplänen geforderten Er-
werb von Methodenkenntnissen.

Allerdings werde ein Besuch von SchülerInnen im 
Archiv nur gelingen, wenn sich die ArchivpädagogIn-
nen und in kleineren Archiven die ArchivarInnen als 
Lotsen verständen, die Hilfestellung leisteten, im un-
übersichtlich scheinenden Meer der Akten zum Ziel 
zu kommen. Gisela von Alven (Fachberaterin für Ge-
schichte bei der Bezirksregierung in Detmold und Ge-
schichtslehrerin an einem Bielefelder Gymnasium) 
stellte in ihrem Vortrag die Grundzüge und Ziele der 
Lehrpläne Geschichte für die Sekundarstufen I und II 
in Nordrhein-Westfalen vor, die nicht von einem Wis-

Eröffnung des 56. Westfälischen Archivtags in Brakel Foto: WESTFALEN-BLATT

2 Die Autoren des Berichtes konnten aus zeitlichen Gründen nur an zwei 
der vier Arbeitsgruppen teilnehmen (Anm. d. Red.).

Tagungsbericht
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senskanon, sondern von einer Lernprogression hin zu 
einem refl ektierten Geschichtsbewusstsein ausgingen. 
Insbesondere in der Sekundarstufe II sei Regionalge-
schichte als ein Lernfeld verpfl ichtend vorgeschrieben, 
das in besonderer Weise Handlungsorientierung und 
entdeckendes Lernen fördern könne. Auch seien die 
Archive als Lernort ausdrücklich erwähnt. Wegen der 
fortgeschrittenen Zeit verzichtete die Moderatorin der 
Arbeitsgruppe, Dr. Susanne Freund (Institut für verglei-
chende Städtegeschichte, Münster), auf ihren Vortrag 
über den Geschichtswettbewerb des Bundespräsi-
denten und gab die Diskussion frei, in der von archi-
varischer Seite die häufi g fehlende Vorbereitung und 
Vorabsprache von Besuchen von SchülerInnen in den 
Archiven bemängelt wurde.

Die Arbeitsgruppe ›Stadtmarketing und Archive‹ 
fand unter der Leitung von Michael Gosmann (Stadt-
archiv Arnsberg) statt. In seinem Einführungsreferat 
stellte er die Einbeziehung seines Archivs in die poly-
zentrale »Stadtteilarbeit« vor Ort – Stadtteile Arnsberg, 
Neheim und Hüsten – vor. Die geplante Unterbringung 
des Archivs in den Westfl ügel des ehemaligen Klos-
ters Wedinghausen (Arnsberg) wurde als Attraktivitäts-
steigerung eines bisher »verlorenen Ortes« näher vor-
gestellt. Das Archiv werde auf diese Weise zu einem 
Element des Stadtmarketings. Die sich anschließen-
de Diskussion beschäftigte sich mit den Möglichkeiten 
des Archivs, sich über die Funktion als Lieferant von 
stadtgeschichtlichen Informationen hinaus sowohl bei 
der Identifi kationsstärkung nach innen als auch bei der 
Werbung nach außen zu beteiligen. Als Beispiele wur-
den genannt: die Beteiligung bei dem geschichtlichen 
Teil der Ausbildung von StadtführerInnen, die Mitwir-
kung bei Objektbeschreibungen, bei Stadtplanungs-
projekten und Workshops und die Zusammenarbeit 
mit Heimat- und Geschichtsvereinen. Es wurde da-
rauf hingewiesen, dass das Stadtmarketing gegebe-
nenfallsals Sponsor des Archivs mit Zuschüssen fun-
gieren kann. Insbesondere in Städten mit historischer 
Überlieferung und Identität sei zu überlegen, ob nicht 
die Archive im Bereich des Stadtmarketings ein strate-
gisches Management betreiben sollten, um bestimm-
te Ziele, zum Beispiel die Verbesserung des eigenen 
Images, anzustreben.

Im Mittelpunkt der 2. Arbeitssitzung am folgenden 
Vormittag, moderiert von Dr. Mechthild Black-Veltrup 
(Staatsarchiv Münster), stand die Thematik ›e-Govern-
ment und Archive‹. Die Moderatorin stellte dem aus 
Sicht der Bürger erheblichen Vorteil der erleichterten 
Kommunikation mit den Verwaltungen den Nachteil 
größerer Gefahren für die Sicherheit der Daten ge-
genüber. Aus archivarischer Sicht wies sie darauf hin, 
dass die Einführung von e-Government Konsequen-
zen für die Aktenbildung in den Verwaltungen habe, 
die eine frühzeitige Beteiligung der Archive an Über-
legungen zur Einführung elektronsicher Verwaltungs-
verfahren erforderten. 

Dr. Lutz Gollan (Städte- und Gemeindebund NRW) 
stellte im einleitenden Vortrag für die Arbeitssitzung 
das ›Gemeinschaftsprojekt e-Government NRW‹ vor, 
an dem zwölf Kommunen unterschiedlicher Größe, 
der Städte- und Gemeindebund sowie die Firma Micro-
soft Deutschland für die Software-Entwicklung und die 
Bertelsmann-Stiftung beteiligt gewesen seien. Einge-

bunden in das Projekt waren darüber hinaus die kom-
munalen Rechenzentren als Dienstleister für die Kom-
munen. Im Rahmen des Projektes seien für die Teil-
bereiche Baugenehmigung, Bauleitplanung, Gewerbe, 
Melderegisterauskunft, Personenstand, Zahlungssys-
teme, Müllgebühren und Ratsinformationssysteme an-
wendungsfähige Verfahren entwickelt worden, die je-
weils in einigen der beteiligten Kommunen zum Ein-
satz kämen. Allerdings hätten sich auch im Verlauf des 
Projektes Schranken gezeigt, die sowohl in den noch 
fehlenden Rechtsgrundlagen und den engen fi nanzi-
ellen Spielräumen zu suchen seien, aber auch in der 
Abhängigkeit der Projekte zum Engagement einzelner 
Personen und der mangelnden Berücksichtigung neu-
er organisatorischen Anforderungen an die Verwaltun-
gen lägen. Auf der Basis der Ergebnisse des Projektes, 
so Dr. Gollan, sei ein e-Government Starterkit entwi-
ckelt worden, dass den Mitgliedskommunen des Städ-
te- und Gemeindebundes kostenlos angeboten werde. 
Das Starterkit besitze eine modulare Struktur, sodass 
die Kommunen die für sie interessanten Elemente aus-
wählen könnten, und könne als shared source von den 
Kommunen ihren Bedürfnissen entsprechend weiter 
programmiert werden. Auf Nachfrage führte Dr. Gol-
lan aus, dass die Archive von der Projektstruktur her 
nicht beteiligt gewesen seien, zumal man der Auffas-
sung gewesen sei, dass über die Beteiligung von den 
Kommunen selbst entschieden werden müsse.

Auf einen Spezialaspekt des e-Government, die di-
gitale Signatur, ging Dr. Gudrun Klee-Kruse (Nottuln) 
ein. Ziel der digitalen Signatur sei es, auch im elektro-
nischen Schriftverkehr die Integrität und Authentizi-
tät der Schreiben sicherzustellen. Nach einer Darstel-
lung der verschiedenen Formen der digitalen Signa-
tur und der Funktionsweise von Verschlüsselung und 
Entschlüsselung verwies sie auf Probleme bei der Ar-
chivierung der digitalen Signaturen, deren Nachprüf-
barkeit zeitlich begrenzt sei. Danach fehle dann die 
Möglichkeit die digital signierten Dokumente erneut 
zu öffnen. Daher plädierte sie für eine langfristige Ver-
fügbarkeit der Verschlüsselungszertifi kate, die neben 
den Dokumenten archiviert werden müssten. Das sei 
umso dringlicher als eine Transformation in andere 
Formate oder auf andere Träger die Signaturen un-
gültig machen könne. Der Entwurf für die Novelle des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes sehe daher vor, dass 
Ausdrucke gefertigt werden sollten und die digitale Si-
gnatur beglaubigt werden müsse.

Andreas Kratz M. A. (DISOS GmbH, Berlin) berich-
tete über ein Projekt der elektronischen Archivierung 
von Kreditakten für die Deutsche Bank. Für die lang-
fristige Archivierung hob er die Notwendigkeit der 
Konversion von Dokumenten in Standartformate oder 
der Emulation hervor. Das ermögliche zwar eine Les-
barkeit der Dokumente über den Wechsel von EDV-
Systemen hinweg, löse aber nicht das Grundsatzpro-
blem, dass bei der elektronischen Archivierung ein 
dauerhaftes Speichermedium wie Papier oder Mikro-
fi che nicht vorhanden sei. 

Abschließend berichteten Susanne Harke-Schmidt 
(Stadtarchiv Kerpen) und Martina Zech (Stadtarchiv 
Wesseling) über die Beteiligung der Arbeitsgemein-
schaft der ArchivarInnen des Rhein-Erft-Kreises an 
der Einführung von für die Schriftgutverwaltung rele-
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vanten EDV-Verfahren. Sie strichen heraus, dass es 
für die Archive wichtig sei, von sich aus auf die EDV-
Abteilungen ihrer Verwaltung und auf die kommuna-
len Rechenzentren zuzugehen. Nur so könne sicher-
gestellt werden, dass archivische Belange bereits bei 
der Einführung neuer Verfahren berücksichtigt werden 
könnten. Offensichtlich ist es durch das offensive Her-
angehen der ArchivarInnen tatsächlich gelungen, auch 
bei den EDV-Verantwortlichen ein Problembewusst-
sein für die Belange der Archive zu wecken.

Nach dem Mittagessen erfolgte ein Rundgang durch 
die Brakeler Altstadt, dem sich die aktuelle Stunde an-
schloss, bei der das neue kommunale Finanzmanage-
ment, Notfallmaßnahmen bei Katastrophen, die neu-

en Zuschussrichtlinien des Westfälischen Archivamtes, 
Massenentsäuerung von Archivgut, der Entwurf des 
Elektronikanpassungsgesetzes angesprochen sowie 
über ein entfremdetes Kirchenbuch berichtet wurde. 
Michael Pavlicic lud abschließend zum 57. Westfäli-
schen Archivtag am 15. und 16. März 2005 nach Bad 
Lippspringe und damit erneut ins Hochstift ein. 

Die Exkursion führte nach Rheder, heute ein Orts-
teil von Brakel, wo die von Johann Konrad Schlaun 
erbaute Kirche und das Schloss unter sachkundiger 
Führung von Freiherrn von Spiegel besichtigt wurden. 
Nach einem Blick in die Schlossbrauerei wurde bei 
strahlendem Sonnenschein im Hof eine kühle Erfri-
schung gereicht.

Des Krummstabs langer Schatten. Das Hochstift 
 Paderborn als Geschichts- und Gedächtnislandschaft
von Barbara Stambolis

Deutungsmuster der Vergangenheit prägen das Bild 
des einstigen Hochstifts Paderborn bis heute, wenn-
gleich sich im Brakeler Stadtporträt – Tagungsort des 
Westfälischen Archivtages 2004 – der Satz fi ndet: »Auf 
den ersten, schnellen Blick erinnert nicht mehr viel an 
die ältere Vergangenheit Brakels, einer Stadt, die im 
Mittelalter zu den bedeutendsten im Fürstbistum Pa-
derborn zählte.«1

1998 wurde eine »Westfaleninitiative« gegründet, 
mit deren Hilfe ein »Wir-Gefühl« unter Westfalen ge-
weckt werden sollte.2 Das war und ist durchaus pro-
blematisch, scheint sich Westfalen doch eher aus 
Teilregionen zusammenzusetzen, in denen Menschen 
sich verorten und mit denen sie sich identifi zieren und 
in denen überdies ein reges Identitäts- und Image-
management betrieben wird. Die Westfälischen For-
schungen haben sich dem komplexen Thema regiona-
ler Identitäten in Westfalen in zahlreichen Einzelbeiträ-
gen genähert.3 »Identitätsattribute« fi nden sich leicht, 
räumliche, landschaftliche und geschichtliche Beson-
derheiten spielen hier eine wichtige Rolle, – sie alle tra-
gen dazu bei, dass es neben tatsächlichen Karten der 
Teilräume Westfalens auch geistige Karten gibt, so ge-
nannte mental maps, wie Kulturanthropologen sagen. 4 
Diese mental maps waren kürzlich ein viel beachtetes 
Thema auf dem deutschen Historikertag. 

Teilräume Westfalens, das Sauerland,5 das Müns-
terland, das Sieger-6 oder Paderborner Land, lassen 
sich in diesem Sinne unterschiedlich beschreiben. Da 
gibt es traditionsreiche Geschichtslandschaften wie 
das Paderborner Land, Regionen, die sich erst als 
solche verstehen, wenn ihre klischeehaften Merkma-
le eigentlich gar nicht mehr zutreffen wie das Ruhrge-
biet, 7 das ja auch einen westfälischen Teil hat, wenn 
man das sog. Westfälische Industriegebiet dazu rech-
net. Es gibt Kunstgebilde wie die Region Rhein-Sieg, 
westfälische Teilregionen, die aus ehemals Negativ-
bestimmungen eine positive Identität ableiteten wie 
das Sauerland. 

»A Sense of Place« ist ein Aufsatz überschrieben, in 
dem David Blackbourn 1998 auf die zahlreichen Stu-
dien mit einem primären Interesse an Räumen in der 
deutschen Geschichtswissenschaft hingewiesen hat, 
die sich insbesondere mit der Vielfalt regionalen Be-
wußtseins beschäftigen. Er spricht von »mental geo-
graphies« und betont damit, dass Raumbewusstsein, 
das jeweils sozial, kulturell und politisch zu fassen und 
zeitlich zu bestimmen ist, von Individuen oder Grup-
pen konstruiert wurde und wird.8 

Zurecht hat Blackbourn hervorgehoben: »Mental 
geographies were so often bound up with a sense of 
being Protestant or Catholic.«9 Mit anderen Worten: 

1 http://www.brakel.de/stadtportraet/geschichte.html, zuletzt eingese-
hen am 22.10.2003.

2 Vgl. Klaus Tenfelde, Neues Bewusstsein regionaler Identität, in: Stand-
orte. Jahrbuch Ruhrgebiet 1996/97, S. 14 f. 

3 Westfälische Forschungen 53/2003. Darin Barbara Stambolis, Zur 
»mentalen Geographie« einer konfessionell geprägten Geschichts-
landschaft: das ehemalige Hochstift Paderborn, in: Westfälische For-
schungen 53, 2002, S. 421–451. 

4 Beatriche Ploch, Heinz Schilling, Region als Handlungslandschaft. 
Überlokale Orientierung als Dispositiv und kulturelle Praxis: Hessen als 
Beispiel, in: Rolf Lindner (Hg.), Die Wiederkehr des Regionalen.Über 
neue Formen kultureller Identität, Frankfurt, 1994, S. 122–157.

5 Vgl. Stefan Baumeister, Christoph Köck (Hg.), Sauerland. Facetten ei-
ner Kulturregion, Detmold 1994.

6 Detlef Briesen, Rüdiger Gans, Regionale Identifi kation als ›Invention 
of Tradition‹. Wer hat und warum wurde eigentlich im 19. Jahrhundert 
das Siegerland erfunden?, in: Berichte zur deutschen Landeskunde 
66, 1, 1992, S. 61–73. Vgl. Benedict Anderson, Die Erfi ndung der Na-
tion. Zur Karriere eines erfolgreichen Konzepts, Frankfurt 1983.

7 Vgl. Jürgen Reulecke, Vom Kohlenpott zu Deutschlands »starkem 
Stück«. Beiträge zu einer Sozialgeschichte des Ruhrgebiets, Bonn 
1993; Detlef Briesen, Rüdiger Gans, Armin Flender, Regionalbewußt-
sein in Montanregionen im 19. und 20. Jahrhundert. Saarland-Sie-
gerland-Ruhrgebiet, Bochum 1994; Stefan Goch, »Der Ruhrgebiet-
ler« – Überlegungen zur Entstehung und Entwicklung regionalen Be-
wußtseins im Ruhrgebiet, in: Westfälische Forschungen 47, 1997, 
S. 584–620.

8  David Blackbourn, A Sense of Place. New Directions in German His-
tory, German Historical Institute London, The 1998 Annual Lecture, 
London 1999, S. 13. 

9 Ebd., S. 12.

Des Krummstabs langer Schatten




